
Art.-Nr. 59655002 HEFT 1

EN T SC H E ID U N G E N  DES BUNDESGERICHTSHOFES
HERAUSGEGEBEN VON DEN MITGLIEDERN DES 

BUNDESGERICHTSHOFES UND DER BUNDESANWALTSCHAFT

E N T S C H E ID U N G E N  

DES BU N D ESG ERICH TSH O FES 

IN ZIVILSACHEN

BGHZ

226. BAND 

2021

Carl Heymanns Verlag



Nr.
INHALT

Seite

1. a) D er Verkäufer eines Tieres hat, sofern eine anderslautende
27. V. 20 Beschaffenheitsvereinbarung nicht getroffen w ird, (lediglich)
V III Z R  315/18 dafür einzustehen, dass es bei G efahrübergang nicht krank

ist und sich auch nicht in einem (ebenfalls vertragsw idrigen) 
Z ustand befindet, aufgrund dessen bereits die Sicherheit oder 
zum indest die hohe W ahrscheinlichkeit besteht, dass es als­
bald erkranken w ird und infolgedessen für die gewöhnliche 
(oder die vertraglich vorausgesetzte) Verwendung nicht mehr 
einsetzbar wäre.
b) Dem gem äß w ird die E ignung eines klinisch unauffälli­
gen Pferdes fü r die gewöhnliche oder die vertraglich vor­
ausgesetzte Verwendung als Reitpferd nicht schon dadurch 
beeinträchtigt, dass aufgrund von Abw eichungen von der 
»physiologischen N o rm « eine (lediglich) geringe W ahrschein­
lichkeit dafür besteht, dass es zukünftig  klinische Sym ptom e 
entwickeln w ird, die seiner Verw endung als Reitpferd entge­
genstehen.
c) D iese G rundsätze gelten nicht nur für physiologische 
A bw eichungen vom  Idealzustand, sondern auch für ein vom  
Idealzustand abw eichendes Verhalten, wie etwa sogenannte 
»R ittigkeitsproblem e«, wenn das Pferd nicht oder nicht opti­
mal mit dem  R eiter harm oniert und W idersetzlichkeiten zeigt.
d) Entspricht die »R ittigkeit« eines Pferdes nicht den Vorstel­
lungen des Reiters, realisiert sich für den K ä u fe r-w e n n  nicht 
klinische A usw irkungen hinzukom m en -  daher grundsätzlich 
lediglich der U m stand, dass es sich bei dem erw orbenen Pferd 
um  ein Lebew esen handelt, das -  anders als Sachen -  m it indi­
viduellen Anlagen ausgestattet und dementsprechend mit sich 
daraus ergebenden unterschiedlichen Risiken behaftet ist.
e) N ach  dieser M aßgabe sind »R ittigkeitsproblem e« durch 
von  einem Reitpferd gezeigte W idersetzlichkeiten auch bei 
Vorliegen eines nicht mit Krankheitssym ptom en verbundenen 
K issing Spines-Befundes -  in Erm angelung einer anderslau­
tenden Beschaffenheitsvereinbarung oder eines besonderen 
Vertragszw ecks -  kein Sachmangel im Sinne von § 434 A bs. 1 
Satz  2 N r. 1 ,2  B G B .
f) D a die Rücktrittsvoraussetzungen  im Zeitpunkt der R ück­
trittserklärung erfüllt sein m üssen, m uss auch zu diesem  Z eit­
punkt ein bei G efahrübergang gegebener Sachm angel fortbe- 
stehen.
g) D ie -  die Frage des Vorliegens eines Sachm angels bei G e ­
fahrübergang betreffende -  Bew eislastum kehr zugunsten des 
Verbrauchers tritt nach M aßgabe des § 476 B G B  aF  bereits 
dann ein, wenn diesem  der N achw eis gelingt, dass sich inner­
halb von sechs M onaten ab G efahrübergang ein m angelhafter 
Zustand (eine M angelerscheinung) gezeigt hat, der -  unter­
stellt, er hätte seine U rsache in einem dem  Verkäufer zu z u ­
rechnenden U m stand -  dessen H aftung wegen A bw eichung 
von der geschuldeten Beschaffenheit begründen würde.



2.
28. V. 20 
I Z R  40/19

3.
28. V. 20 
III Z R  58/19

h) »R ittigkeitsproblem e« durch von einem Reitpferd gezeigte 
W idersetzlichkeiten sind keine M angelerscheinung, so dass 
sie die Verm utungsw irkung des § 476 B G B  aF nicht auslö- 
sen, denn insow eit handelt es sich -  in Erm angelung einer an­
derslautenden Beschaffenheitsvereinbarung oder eines beson­
deren Vertragszw ecks -  nicht um eine A bw eichung von der 
geschuldeten Beschaffenheit im Sinne von § 434 A bs. 1 Satz 2 
Nr. 1, 2 B G B , sondern um  ein natürliches R isiko ....................... 1

a) Ein einfacher M akleralleinauftrag, mit dem sich der M akler 
zum  Tätigw erden verpflichtet und durch den der M aklerkun­
de auf sein  R echt verzichtet, einen weiteren M akler mit der 
Suche nach geeigneten Vertragspartnern zu beauftragen, kann 
grundsätzlich w irksam  unter Verwendung von Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen geschlossen werden.
b) Bei einem einfachen M akleralleinauftrag kann in A llge­
meinen G eschäftsbedingungen eine an dem Zeitbedarf für 
eine erfolgversprechende Tätigkeit orientierte M indestlaufzeit 
vereinbart w erden. Eine B indungsfrist von sechs M onaten ist 
für einem Im m obilienm akler erteilte Alleinaufträge regelmä­
ßig angemessen.
c) Eine in Allgem einen Geschäftsbedingungen vorgesehene 
autom atische Verlängerung der zunächst auf sechs M onate 
vereinbarten Vertragslaufzeit eines einfachen M akleralleinauf­
trags um  jeweils drei M onate bei unterbliebener K ündigung 
des M aklerkunden ist grundsätzlich unbedenklich und nicht 
gemäß § 307 A bs. 1 Satz 1 B G B  unwirksam .
d) Eine in Allgem einen G eschäftsbedingungen vorgesehene 
vierw öchige Frist zur K ündigung eines einfachen M akleral­
leinauftrags benachteiligt den M aiderkunden bei Vereinba­
rung einer ersten Vertragslaufzeit von sechs M onaten und 
autom atischen Verlängerungen des Vertrags um jew eils drei 
M onate nicht unangem essen.
e) Sehen Allgem eine Geschäftsbedingungen die automatische
Verlängerung eines einfachen M akleralleinauftrags für den 
Fall einer unterbliebenen Kündigung vor und wird die Länge 
der Kündigungsfrist in weiteren allgemeinen Regelungen be­
stim m t, auf die der Verwender in den Allgem einen G eschäfts­
bedingungen nicht ausdrücklich hinweist und die deshalb 
nicht w irksam  in das Regelungsw erk einbezogen sind, ist die 
Verlängerungsklausel insgesam t unw irksam ................................. 20

a) D er N o tar  m uss, wenn er um Beurkundung einer auf einen 
V ertragsschluss gerichteten W illenserklärung ersucht wird, 
klären, ob es sich um einen Verbrauchervertrag im Sinne des 
§ 17 A bs. 2a B eu rk G  handelt, sofern der Status des U rkunds­
beteiligten nicht offensichtlich ist.
b) Verbleiben hiernach Zweifel an der Verbrauchereigen­
schaft des U rkundsbeteiligten, m uss der N o tar  den sichersten 
Weg wählen und den Beteiligten wie einen Verbraucher be­
handeln. A u f die E inhaltung der W artefrist des § 17 A bs. 2a 
Satz 2 Nr. 2 BeurkG  ist auch in diesem  Fall hinzuw irken.......  39
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a) D ie Ü bertragung des bahnnotw endigen E isenbahnver­
mögens auf die D B  A G  und später auf die D B  N e tz  A G  im 
Rahmen des E isenbahnneuordnungsgesetzes vom 27. D ezem ­
ber 1993 (B G B l. I S. 2378) hat nicht dazu geführt, dass das 
bahnnocwendige Eisenbahnverm ögen »freies« zivilrechtliches 
Verm ögen der D B  A G  bzw. der D B  N e tz  A G  gew orden ist. 
Vielm ehr setzen sich die aus den früheren W idmungen fo lgen ­
den Beschränkungen unverändert fort. Sie lasten als Inhalts­
beschränkungen auf dem balm notw endigen Vermögen und 
gehen deshalb auch durch einen Erw erb der G rundstücke, auf 
denen sich Eisenbahninfrastruktur befindet, nicht verloren, 
sondern binden den Erwerber.
b) Eine Unternehm ensgenehm igung zum  Betrieb der ö ffen t­
lichen E isenbahninfrastruktur nach § 6 A bs. 1 A E G  vermittelt 
dem  Inhaber zw ar nach § 6 Abs. 6 A E G  nicht schon als so l­
che ein Recht auf Zugang zu der Eisenbahninfrastruktur. D er 
Inhaber einer solchen G enehm igung kann aber in entspre­
chender A nw endung von § 11 A E G  von dem jenigen, der das 
G rundstück  erw orben hat, ohne dass dem  ein Verfahren nach 
dieser Vorschrift vorausgm g, die U nterbreitung eines A n ge­
bots zum  A bschluss eines K auf- oder Pachtvertrags über das 
G rundstück  zw ecks Betriebs der Eisenbahninfrastruktur zu 
den in A bsatz  1 Satz 3 und A bsatz  la  der Vorschrift bestim m ­
ten Bedingungen verlangen.
c) Verbunden mit dieser Aussicht auf A bschluss eines K au f­
oder Pachtvertrags vermittelt eine Unternehm ensgenehm igung 
zum  Betrieb einer Eisenbahnstrecke eine Rechtsposition, die 
durch Zuw eisungs- und A usschlussfunktion  gekennzeichnet 
ist und die entsprechende Anw endung von § 1004 A bs. 1 B G B  
rechtfertigt. D er Inhaber der G enehm igung kann daher schon 
vor dem A bschluss des K auf- oder Pachtvertrags verlangen, 
dass die Eisenbahninfrastruktur der Strecke, auf die sich die 
Genehm igung bezieht, w eder entfernt noch beschädigt w ird. 49


